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1 8 5 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über Ersatzleistungen an öffentlich Bedien-
stete während des Karenzurlaubes aus Anlaß der Mutterschaft.

1 8 6 . Bundesgesetz: 4. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle.
1 8 7 . Bundesgesetz: Anmeldung gewisser Ansprüche aus Dienstverhältnissen in der Privatwirt-

schaft.
1 8 8 . Bundesgesetz: Abänderung des Hochschul-Organisationsgesetzes.
1 8 9 . Bundesgesetz: Errichtung des Linzer Hochschulfonds.
190. Bundesgesetz: Kunstakademiegesetz-Novelle 1962.

1 8 5 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1962, mit
dem das Bundesgesetz über Ersatzleistungen
an öffentlich Bedienstete während des Ka-
renzurlaubes aus Anlaß der Mutterschaft

abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 22. März 1961, BGBl.
Nr. 98, über Ersatzleistungen an öffentlich Be-
dienstete während des Karenzurlaubes aus Anlaß
der Mutterschaft wird abgeändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Vorschriften dieses Abschnittes sind
ferner auf Mütter anzuwenden, die sich im Zeit-
punkt der Geburt des Kindes in einem der im
Abs. 1 genannten Dienstverhältnisse befunden
und ihr Dienstverhältnis aus Anlaß der Geburt
des Kindes aufgelöst haben."

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dienstnehmerinnen, die sich in einem
Karenzurlaub im Sinne des § 15 des Mutter-
schutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957, befinden,
haben während des Karenzurlaubes gegenüber
ihrem Dienstgeber Anspruch auf Ersatzleistungen
aus Anlaß der Mutterschaft (in der Folge ,Ersatz-
leistungen' genannt), wenn ihr neugeborenes
Kind mit ihnen im selben Haushalt lebt und von
ihnen überwiegend selbst gepflegt wird. Der
Anspruch auf Ersatzleistung besteht auch, wäh-
rend sich das Kind in einer Krankenanstalt
befindet."

3. § 5 Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten:

„Vom Einkommen des Ehemannes ist ein
Freibetrag von 810 S monatlich (27 S täglich)
abzusetzen."

4. § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Ersatzleistung gebührt vom Beginn
des Monates an, in dem der Antrag gestellt wird,
frühestens jedoch vom Beginn des Karenzurlaubes
an. Wurde das Dienstverhältnis aus Anlaß der
Geburt des Kindes vor dem Antritt des Karenz-
urlaubes aufgelöst, so gebührt die Ersatzleistung
von dem der Einstellung des Monatsbezuges
(Entgeltes) folgenden Tage an."

Artikel II.

In jenen Fällen, in denen der Anspruch auf
die Ersatzleistung erlosch, weil die Mutter ihr
Dienstverhältnis aus Anlaß der Geburt des
Kindes während des Karenzurlaubes aufgelöst
hat, ist so zu verfahren, als ob Art. I Z. 1 dieses
Bundesgesetzes bereits im Zeitpunkt der Einstel-
lung der Ersatzleistung in Geltung gestanden
wäre und ist die Ersatzleistung für den nach dem
31. Dezember 1961 liegenden Zeitraum flüssig-
zumachen.

Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz tr i t t mit 1. Jänner 1962
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) soweit dieses Bundesgesetz auf die im § 1
Abs. 1 lit. a, c und d des Bundesgesetzes
BGBl. Nr . 98/1961 genannten Dienst-
nehmerinnen Anwendung findet, jenes
Bundesministerium, das oberste Dienst-
behörde oder zuständiger Vertreter des
Dienstgebers ist oder in dessen Zuständig-
keitsbereich jene Stelle fällt, die den Dienst-
geber vertritt , und

b) soweit dieses Bundesgesetz auf die im § 1
Abs. 1 lit. b des Bundesgesetzes BGBl.
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Nr. 98/1961 genannten Dienstnehmerinnen
Anwendung findet und die Vollziehung
nicht den Ländern obliegt, das Bundes-
ministerium für Unterricht, soweit es sich
jedoch um Lehrerinnen an land- und forst-
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen
handelt, das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft.

Schärf
Gorbach Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Klaus Hartmann
Bock Waldbrunner Schleinzer Kreisky

186. Bundesgesetz vom 5. Juli 1962, mit
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
neuerlich abgeändert wird (4. Vertragsbe-

dienstetengesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der Novellen BGBl.
Nr. 174/1959, 282/1960 und 165/1961, wird
abgeändert wie folgt:

1. § 42 b Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Ist das Monatsentgelt, das der Vertrags-
lehrer in der neuen Entlohnungsgruppe oder
im neuen Entlohnungsschema erhält,
niedriger als das bisherige Monatsentgelt, so
gebührt dem Vertragslehrer eine nach Maßgabe
des Erreichens eines höheren Monatsentgeltes
einzuziehende Ergänzungszulage auf das bis-
herige Monatsentgelt; Dienstzulagen sind, soweit
sie nur für die Dauer einer bestimmten Verwen-
dung gebühren, bei der Ermittlung der Ergän-
zungszulage dem jeweiligen Monatsentgelt nicht
zuzurechnen. Wird aus Anlaß der Überstellung
das Beschäftigungsausmaß herabgesetzt oder lag
das bisherige Beschäftigungsausmaß über der für
Vollbeschäftigung im Entlohnungsschema I L
vorgeschriebenen Höchstwochenstundenanzahl,
ist die Ergänzungszulage von dem Monatsentgelt
zu berechnen, das dem Vertragslehrer im Ent-
lohnungsschema II L unter Zugrundelegung des
neuen Beschäftigungsausmaßes, höchstens jedoch
des für Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Be-
schäftigungsausmaßes gebührt hätte."

2. § 44 a Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Den Vertragslehrern, die an Bundes-
erziehungsanstalten, Bundeskonvikten, Blinden-
instituten, Taubstummeninstituten oder an
gleichartigen Anstalten als Erzieher verwendet

werden, gebührt für die Dauer dieser Verwen-
dung eine Dienstzulage. Die Dienstzulage be-
trägt jährlich

in der Entlohnungsgruppe l 1 6456 S,
in den Entlohnungsgruppen l 2 . . . . 5220 S,
in der Entlohnungsgruppe l 3 3492 S."

Artikel II.

(1) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 1
treten mit 1. Juli 1961, die Bestimmungen des
Artikels I Z. 2 mit 1. Jänner 1962 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur ein Bundesministerium betreffen,
dieses Bundesministerium betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Klaus Hartmann
Bock Waldbrunner Schleinzer Kreisky

187 . Bundesgesetz vom 5. Juli 1962 über
die Anmeldung gewisser Ansprüche aus
Dienstverhältnissen in der Privatwirtschaft.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
regeln die Anmeldung von Ansprüchen aus
Dienstverhältnissen in der Privatwirtschaft, die
nach dem Siebenten Rückstellungsgesetz, BGBl.
Nr. 207/1949, deshalb nicht geltend gemacht
werden konnten, weil ein Verpflichteter nicht
vorhanden war oder weil der Dienstgeber
(Nachfolger) oder die Pensionseinrichtung auf
Grund gesetzlicher Verpflichtungen bereits an
Dritte erfüllt hatte (§ 8 Abs. 3 des Siebenten
Rückstellungsgesetzes).

§ 2. (1) Anmeldeberechtigt sind Personen, die
a) bei Zutreffen der Voraussetzungen des § 1

des Siebenten Rückstellungsgesetzes inner-
halb von sechs Monaten nach Beendigung
des Dienstverhältnisses entweder keine
oder nur eine solche Beschäftigung erhal-
ten haben, deren Entlohnung um min-
destens 20 vom Hundert geringer als die
des beendigten Dienstverhältnisses war,
und

b) keine Zuwendung aus dem Hilfsfonds
(BGBl. Nr. 25/1956 und 178/1962) erhal-
ten haben oder erhalten können.

(2) Ist ein Anmeldeberechtigter (Abs. 1) vor
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ver-
storben, so können seine Erben (Vermächtnis-
nehmer) nur dann eine Anmeldung einbringen,
wenn auf den Verstorbenen die Voraussetzun-
gen nach Abs. 1 lit. a zugetroffen sind und sie
selbst am Tage des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes den ordentlichen Wohnsitz im Gebiete
der Republik Österreich haben.
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§ 3. Die Anmeldung dient der Geltend-
machung von Ansprüchen der in § 8 Abs. 3 des
Siebenten Rückstellungsgesetzes genannten Ar t
nach Maßgabe eines besonderen Bundesgesetzes.

§ 4. (1) Zur Entgegennahme der Anmeldungen
und zur späteren Behandlung der auf Grund
eines besonderen Bundesgesetzes zu regelnden
Ansprüche wird ein „Fonds zur Abgeltung
gewisser Ansprüche nach dem Siebenten Rück-
stellungsgesetz" (im folgenden „Fonds" genannt)
errichtet.

(2) Der Fonds besitzt Rechtspersönlichkeit
und hat seinen Sitz und ordentlichen Gerichts-
stand in Wien.

( 3 ) D e r Fonds wird durch ein Kurator ium
vertreten und verwaltet, das aus einem Vor-
sitzenden und weiteren zwei Mitgliedern und
drei Ersatzmitgliedern besteht, die die öster-
reichische Staatsbürgerschaft besitzen müssen. Je
ein Mitglied und ein Ersatzmitglied des Kura-
toriums wird auf Grund von Vorschlägen der
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und
des Österreichischen Arbeiterkammertages vom
Bundesministerium für Finanzen im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für soziale
Verwal tung bestellt und abberufen. Der Vor-
sitzende und ein Ersatzmitglied werden vom Bun-
desministerium für Finanzen gleichfalls im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
soziale Verwal tung bestellt. Die Kurator ien der
„Sammelstelle A" und der „Sammelstelle B"
sind weiters berechtigt, einen gemeinsamen Ver-
treter zu den Sitzungen des Kurator iums des
Fonds mit beratender Stimme zu entsenden.

(4) Das Kura tor ium wählt aus seiner Mitte
einen Stellvertreter des Vorsitzenden.

(5) Für den Fonds wird in der Weise rechts-
gültig gezeichnet, daß entweder der Vorsitzende
oder sein Stellvertreter gemeinsam mit einem
zweiten Mitglied des Kurator iums der Bezeich-
nung „Fonds zur Abgeltung gewisser Ansprüche
nach dem Siebenten Rückstellungsgesetz" ihre
Unterschrift beisetzen.

§ 5. (0 Das Kura tor ium gibt sich seine
Geschäftsordnung selbst, die der Genehmigung
durch das Bundesministerium für Inneres im
Einvernehmen mit den Bundesministerien für
Finanzen und für soziale Verwal tung bedarf.
Die Genehmigung darf nur versagt werden,
wenn die Geschäftsordnung gesetzlichen Vor-
schriften widerspricht. Die Geschäftsordnung ist
nach Erteilung der Genehmigung im „Amts-
blatt zur Wiener Zei tung" zu veröffentlichen.

(2) Das Kura tor ium ist beschlußfähig, wenn
drei Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwesend
sind.

(3) Das Kura tor ium faßt seine Beschlüsse mit
St immenmehrhei t ; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden (Stell-
vertreters) .

(4) Die Mitglieder des Kurator iums sind ver-
pflichtet, ihre Tätigkeit mi t der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmannes auszuüben.

§ 6. (1) Der Fonds hat sich nach Ernennung
der Mitglieder unverzüglich zu konsti tuieren
und sodann innerhalb Monatsfrist einen Aufruf
im „Amtsblat t zur Wiener Zei tung" zu ver-
öffentlichen, demzufolge Anmeldungen im
Sinne des § 1 von den nach § 2 dieses Bundes-
gesetzes Anmeldungsberechtigten binnen sechs
Monaten eingebracht werden können.

(2) Eine Anmeldung nach diesem Bundesgesetz
ist dann fristgerecht eingebracht, wenn sie
spätestens am letzten Tage der sich nach dem
Aufruf (Abs. 1) ergebenden Frist beim Fonds
eingelangt ist. Anmeldungsberechtigte, die inner-
halb dieser Frist keine Anmeldung vorgenom-
men haben, sind von Leistungen nach dem in
§ 3 vorgesehenen besonderen Bundesgesetz aus-
geschlossen.

(3) In der Anmeldung ist der für die Begrün-
dung des künftigen Anspruches maßgebende
Sachverhalt unter Angabe der Beweismittel
wahrheitsgemäß und möglichst vollständig
anzuführen, wobei die aus den Bestimmungen
des Siebenten Rückstellungsgesetzes sich er-
gebende Höhe des Anspruches ziffernmäßig
anzugeben ist.

(4) Die zur Begründung des in einer Anmel-
dung behaupteten Sachverhaltes dienenden Ur -
kunden sind der Anmeldung in beglaubigter
Abschrift anzuschließen oder nachzureichen.

(5) Der Anmeldende hat auf Verlangen des
Fonds innerhalb der ihm gesetzten Frist zur
Klärung des Sachverhaltes erforderliche ergän-
zende Angaben zu machen oder Beweismittel
anzugeben oder vorzulegen. Können Angaben
nicht gemacht oder Nachweise nicht erbracht
werden, so sind die Gründe hiefür innerhalb
der vom Fonds gesetzten Frist anzugeben.

(6) Anmeldungsberechtigte, die im Anmel-
dungsverfahren wissentlich unrichtige Angaben
gemacht haben, die für die Regelung des
künftigen Anspruches oder die Festsetzung
seiner H ö h e wesentlich sind, sind von Leistun-
gen nach dem in § 3 vorgesehenen besonderen
Bundesgesetz ausgeschlossen. Das gleiche trifft
zu, wenn Anfragen des Fonds an die vom An-
melder angegebene Adresse nicht fristgerecht
beantworte t werden.

§ 7. (1) Der Fonds hat jede Anmeldung in
rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht dahin-
gehend zu überprüfen, inwieweit sie dem
Grunde nach zu Recht besteht, insbesondere ob
die in der Anmeldung angegebene H ö h e des
Anspruches mit den Bestimmungen des Sieben-
ten Rückstellungsgesetzes übereinst immt.

(2) Nach Ablauf der Antragsfrist hat der
Fonds dem Bundesministerium für Finanzen
mitzuteilen, wie hoch die Gesamtsumme der


